
Allgemeine Geschäftsbedingungen gegenüber Verbrauchern 

 

§ 1 Allgemeine Bestimmungen  

1. Geltungs- und Anwendungsbereich 

1.1 Die vorliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend „AGB“ genannt) der Minitec 

BTD Service GmbH (nachfolgend „Auftragnehmer“ genannt) gelten ausschließlich im 

Geschäftsverkehr mit solchen Kunden, die Verbraucher im Sinne des § 13 BGB sind. 

1.2 Die AGB gelten für sämtliche Leistungen, im Rahmen laufender Geschäftsbeziehungen auch für 

zukünftige, selbst wenn diese AGB nicht mehr ausdrücklich vereinbart werden. 

 

2. Vertragsschluss, Leistungsumfang und Anlieferung 

2.1 Offerten der Minitec BTD Service GmbH sind stets freibleibend. 

2.2 Der Leistungsumfang ergibt sich aus der im Einzelfall geschlossenen Vereinbarung. 

2.3 Der Kunde ist zwei (2) Wochen an seine Bestellung (Vertragsangebot) gebunden. Der Vertrag 

kommt durch die Annahme der Bestellung durch den Auftragnehmer zustande. Die 

Annahmeerklärung kann konkludent erfolgen, etwa durch Absendung der bestellten Ware oder 

deren Übergabe an eine Transportperson oder im Wege der Bereitstellung zur Abholung durch den 

Kunden. 

 

3. Preise und Steuern 

3.1 Vorbehaltlich einer anderweitigen ausdrücklichen Vereinbarung gelten die im Zeitpunkt der 

Bestellung geltenden angegebenen Preise zuzüglich der jeweils gültigen Umsatzsteuer und zuzüglich 

anfallender Transport- und Verpackungskosten. Versandart und Verpackung können durch den 

Auftragnehmer bestimmt werden. 

3.2 Der Auftragnehmer behält sich vor, eine Aufwandspauschale zu erheben um, durch den Kunden 

entstandene Kosten auf den Kunden umzulegen. 

3.3 Sofern wegen einer Lieferung in ein nicht EU-Land weitere Kosten in Form von Steuern und/oder 

Zollgebühren anfallen, trägt diese der Kunde. Es obliegt dem Kunden, sich über Steuern, Entgelte und 

Zollgebühren zu informieren, die bei Ankunft der Sendung im Zielland anfallen können. 

 

4. Einsendung durch den Kunden 

Die Gefahr an einem zur Vertragsdurchführung erstmalig eingesendeten Gegenstand liegt bis zur 

Übergabe an den Auftragnehmer bei dem Kunden. 

 

5. Rügepflicht des Kunden 



5.1 Der Kunde ist verpflichtet, offensichtliche Mängel innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der Ware 

dem Auftragnehmer schriftlich anzuzeigen; zur Wahrung der Frist genügt die Absendung der Anzeige 

innerhalb der Frist. Die Mängel sind dabei so detailliert wie dem Kunden möglich zu beschreiben. 

5.2 Zeigt der Kunde einen Mangel an, der gemäß der Überprüfung des Auftragnehmers nicht besteht, 

und hatte der Kunde bei der Anzeige Kenntnis von dem Nichtbestehen des Mangels oder war er 

infolge Fahrlässigkeit im Irrtum hierüber, so hat der Kunde dem Auftragnehmer den entstandenen 

Schaden zu ersetzen. Der Kunde ist berechtigt nachzuweisen, dass der angezeigte Mangel doch 

besteht. Im Rahmen der vorstehenden Bestimmungen ist der Auftragnehmer insbesondere 

berechtigt, die bei ihm entstandenen Aufwendungen, etwa für die Untersuchung der Sache oder die 

vom Kunden verlangte Reparatur, vom Kunden erstattet zu verlangen. 

 

6. Ausschluss der Aufrechnung 

Der Kunde kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig 

festgestellt sind. 

 

7. Haftungsausschluss 

7.1 Der Auftragnehmer haftet in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit des 

Auftragnehmers oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen sowie bei einer schuldhaft 

verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach den gesetzlichen 

Bestimmungen. Im Übrigen haftet der Auftragnehmer nur nach dem Produkthaftungsgesetz, wegen 

der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten oder soweit der Verkäufer den Mangel 

arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit des Liefergegenstandes 

übernommen hat. Der Schadensersatzanspruch für die schuldhafte Verletzung wesentlicher 

Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit 

nicht zugleich ein anderer der in S. 1 oder 2 aufgeführten Fälle gegeben ist. 

7.2 Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit den vorstehenden Regelungen 

nicht verbunden. 

 

8. Gerichtsstand 

Hat der Kunde seinen Sitz bzw. Wohnsitz nicht in der Bundesrepublik Deutschland, so ist der Sitz des 

Auftraggebers nicht-ausschließlicher Gerichtsstand. Ausschließliche Gerichtsstände, z.B. für das 

gerichtliche Mahnverfahren, bleiben unberührt. 

 

9. Rechtswahl 

Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts, 

soweit dem keine zwingenden Bestimmungen des Rechts des Staates, in dem der Verbraucher seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat (insbesondere Verbraucherschutzvorschriften) entgegenstehen. 

 

 



§ 2 Bestimmungen im Fall eines Verbrauchsgüterkaufs 

1. Anwendungsbereich 

Die folgenden Bestimmungen gelten beim Verkauf einer beweglichen Sache an einen Verbraucher 

(Verbrauchsgüterkauf). 

 

2. Selbstlieferungsvorbehalt 

Der Auftragnehmer ist berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten, soweit er trotz des vorherigen 

Abschlusses eines entsprechenden Einkaufsvertrages seinerseits den Liefergegenstand nicht erhält; 

die Verantwortlichkeit des Auftragnehmers für Vorsatz oder Fahrlässigkeit bleibt nach Maßgabe von 

§ 1 Ziffer 6. dieser Bedingungen unberührt. Der Auftragnehmer wird den Kunden unverzüglich über 

die nicht rechtzeitige Verfügbarkeit des Liefergegenstandes informieren und, wenn er zurücktreten 

will, das Rücktrittsrecht unverzüglich ausüben; der Verkäufer wird dem Käufer im Falle des Rücktritts 

die entsprechende Gegenleistung unverzüglich erstatten. 

 

3. Kostentragung beim Versendungskauf 

Der Kunde trägt die Kosten der Versendung ab dem Ort der Niederlassung des Auftragnehmers, es 

sei denn, sie überschreiten ein angemessenes Verhältnis zum Wert des Liefergegenstandes. 

 

4. Zahlungsbedingungen 

Die Kaufpreiszahlung ist in vollem Umfang bei Lieferung fällig. Der Kunde kommt ohne weitere 

Erklärungen des Auftragnehmers 14 Tage nach der Lieferung in Verzug, soweit er nicht bezahlt hat. 

Im Falle des Vorhandenseins von Mängeln steht dem Kunden ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu, 

soweit der Einbehalt nicht in angemessenem Verhältnis zu den Mängeln und den voraussichtlichen 

Kosten der Nacherfüllung (insbesondere einer Mangelbeseitigung) steht. 

 

5. Ausschluss des Rücktrittsrechts und Entscheidungspflicht 

Der Kunde kann im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vom Vertrag nur zurücktreten, wenn der 

Auftragnehmer die Pflichtverletzung zu vertreten hat. Der Kunde hat sich bei Pflichtverletzungen 

innerhalb einer angemessenen Frist nach Aufforderung des Auftragnehmers zu erklären, ob er wegen 

der Pflichtverletzung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Lieferung besteht. Im Falle von Mängeln 

gelten jedoch die gesetzlichen Bestimmungen über den Rücktritt. 

 

6. Verjährungsverkürzung 

6.1 Soweit eine gebrauchte Sache Liefergegenstand ist, beträgt die Verjährungsfrist für 

Schadensersatzansprüche wegen Mängeln - gleich aus welchem Rechtsgrund - sechs Monate, für 

sonstige Ansprüche und Rechte wegen Mängeln ein Jahr. Soweit eine neue oder neu herzustellende 

Sache Liefergegenstand ist, beträgt die Verjährungsfrist wegen Mängeln - gleich aus welchem 

Rechtsgrund - einheitlich ein Jahr. 



6.2 Die für Schadensersatzansprüche geltenden Verjährungsfristen nach Abs. (1) gelten für sämtliche 

Schadensersatzansprüche gegen den Auftragnehmer, die mit dem Mangel im Zusammenhang stehen 

- unabhängig von der Rechtsgrundlage des Anspruchs. 

6.3 Die vorstehenden Verjährungsfristen gelten jedoch mit folgender Maßgabe: 

a. Die Verjährungsfristen gelten generell nicht im Falle des Vorsatzes oder bei arglistigem 

Verschweigen eines Mangels oder soweit der Verkäufer eine Garantie für die Beschaffenheit 

des Liefergegenstandes übernommen hat. 

b. Die Verjährungsfristen gelten zudem nicht, soweit der Kaufgegenstand ein Bauwerk ist 

oder eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk 

verwandt wird und dessen Mangelhaftigkeit verursacht. 

c. Die Verjährungsfristen gelten für Schadensersatzansprüche zudem nicht bei einer grob 

fahrlässigen Pflichtverletzung, im Falle - nicht in der Lieferung einer mangelhaften Sache 

bestehender - schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, in den Fällen einer 

schuldhaft verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder bei 

Ansprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz. Die Verjährungsfristen für 

Schadensersatzansprüche gelten auch für den Ersatz vergeblicher Aufwendungen. 

6.4 Die Verjährungsfrist beginnt bei allen Schadensersatzansprüchen mit der Ablieferung. 

6.5 Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über den 

Verjährungsbeginn, die Ablaufhemmung, die Hemmung und den Neubeginn von Fristen unberührt. 

6.6 Die vorstehenden Regelungen gelten, soweit sie auch für Schadensersatzansprüche gelten, 

entsprechend für Schadensersatzansprüche, die mit einem Mangel nicht im Zusammenhang stehen. 

 

 

§ 3 Bestimmungen im Fall von Werkleistungen 

1. Anwendungsbereich 

Die folgenden Bestimmungen gelten im Fall eines Werkvertrages mit einem Verbraucher 

 

2. Ausschluss der Neuherstellung 

Der Auftragnehmer ist im Rahmen der Nacherfüllung in keinem Fall zur Neuherstellung des Werkes 

verpflichtet. Das Verlangen des Kunden auf Nachbesserung hat schriftlich zu erfolgen. Dem 

Auftragnehmer ist für die Nachbesserung eine Frist von zwei Wochen einzuräumen. Schlägt die 

Nachbesserung fehl, so steht dem Kunden das Recht zu, zu mindern oder - wenn nicht eine 

Bauleistung Gegenstand der Mängelhaftung ist - nach seiner Wahl vom Vertrag zurückzutreten. 

 

3. Zahlungsbedingungen 

Die Vergütung ist in vollem Umfang bei Abnahme fällig. Der Kunde kommt ohne weitere Erklärungen 

des Auftragnehmers 14 Tage nach der Abnahme in Verzug, soweit er nicht bezahlt hat. Im Falle des 

Vorhandenseins von Mängeln steht dem Kunden ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu, soweit dies 

nicht im angemessenen Verhältnis zu den Mängeln und den voraussichtlichen Kosten der 



Nacherfüllung (insbesondere einer Mangelbeseitigung) steht. Der Kunde ist nicht berechtigt, 

Ansprüche und Rechte wegen Mängeln der Arbeiten geltend zu machen, wenn der Kunde fällige 

Zahlungen nicht geleistet hat und der fällige Betrag (einschließlich etwaig geleisteter Zahlungen) in 

einem angemessenen Verhältnis zu dem Wert der - mit Mängeln behafteten - Leistungen steht. 

 

4. Rücktritt 

Der Kunde kann im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vom Vertrag nur zurücktreten, wenn der 

Auftragnehmer die Pflichtverletzung zu vertreten hat. Im Falle von Mängeln gelten statt des 

vorstehenden Satzes jedoch die gesetzlichen Voraussetzungen des Rücktritts. Der Kunde hat sich bei 

Pflichtverletzungen innerhalb einer angemessenen Frist nach Aufforderung des Auftragnehmers zu 

erklären, ob er wegen der Pflichtverletzung vom Vertrag zurücktritt oder auf die Leistung besteht. 

 

5. Verjährungsverkürzung 

5.1 Die Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte wegen Mängeln - gleich aus welchem Rechtsgrund 

- beträgt ein Jahr. 

5.2 Die Verjährungsfrist nach Abs. 1 gilt jedoch mit folgender Maßgabe: 

a) Die Verjährungsfrist gilt generell nicht im Falle des Vorsatzes oder bei arglistigem 

Verschweigen eines Mangels oder soweit der Auftragnehmer eine Garantie für die 

Beschaffenheit der Leistungen übernommen hat. 

b) Die Verjährungsfrist gilt auch nicht bei Bauwerken oder einem Werk, dessen Erfolg in der 

Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht. 

c) Die Verjährungsfrist gilt für Schadensersatzansprüche zudem nicht bei einer grob 

fahrlässigen Pflichtverletzung, im Falle - nicht in der Erbringung einer mangelhaften 

Werkleistung bestehender - schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, in den 

Fällen einer schuldhaft verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 

Gesundheit oder bei Ansprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz. Soweit in dieser 

Bestimmung von Schadensersatzansprüchen gesprochen wird, werden auch Ansprüche auf 

Ersatz vergeblicher Aufwendungen erfasst. 

5.3 Die Verjährungsfrist beginnt bei allen Schadensersatzansprüchen mit der Abnahme. 

5.4 Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über den 

Verjährungsbeginn, die Ablaufhemmung, die Hemmung und den Neubeginn von Fristen unberührt. 

5.5 Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend für Schadensersatzansprüche, die mit einem 

Mangel nicht im Zusammenhang stehen. 

5.6 Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit den vorstehenden Regelungen 

nicht verbunden. 

 

 

 

 



6. Kostenvoranschlag 

Der Kostenvoranschlag stellt lediglich eine unverbindliche fachmännische Berechnung der 

voraussichtlichen Reparaturkosten dar. Wir übernehmen keine Gewähr für die Richtigkeit des 

Kostenvoranschlags. Ergibt sich bei der Reparatur, dass diese nicht ohne eine wesentliche 

Überschreitung des Kostenvoranschlags ausführbar ist, so können Sie den Vertrag aus diesem Grund 

kündigen. Im Falle einer solchen Kündigung können wir einen der geleisteten Arbeit entsprechenden 

Teil der Vergütung und Ersatz der in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. Ist eine 

wesentliche Überschreitung des Kostenvoranschlags zu erwarten, so werden wir Sie davon 

umgehend nach Kenntniserlangung unterrichten. 

 

7. Reparaturumfang und Entsorgung defekter Einzelteile 

 

Unsere Reparaturleistung ist auf die fach- und sachgerechte Durchführung der zur Beseitigung des in 

unserer Mangelbeschreibung angezeigten Mangels erforderlichen Reparaturmaßnahmen gerichtet. 

Die Reparaturmaßnahmen können sowohl in der Reparatur und Wiederherstellung als auch im 

kompletten Austausch von defekten Einzelteilen durch Ersatzteile bestehen. Sofern wir Einzelteile 

austauschen, erwerben wir mit Ausbau bzw. Austausch das Eigentum an dem ausgebauten oder 

ausgetauschten Einzelteil. Wir entsorgen das defekte Einzelteil. Sie erhalten es nicht zurück. 

 

Stand 12.12.2019 

 

 


